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3 8 5 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 20. Juni 1974 über
den Straßenverlauf der Bundesstraßen in

Vorarlberg

Auf Grund des § 1 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundes-
straßengesetzes 1971 am 1. September 1971 ver-
laufen die in den Verzeichnissen zum Bundes-
straßengesetz 1971 angeführten Straßenzüge in
Vorarlberg (Kundmachung BGBl. Nr. 49/1974)
wie folgt:

(Die in eckiger Klammer stehenden Zahlen
bezeichnen die noch nicht gebauten Straßenteile,
wobei jeweils die Nummer der Bundesstraße nach
dem Bundesstraßengesetz 1971 mit einer Ord-
nungszahl für diesen Straßenzug angegeben ist.
Die in runden Klammern bei Ortsgebieten ange-
führten Namen sind die örtlichen Straßenbe-
zeichnungen oder nähere Ortsbezeichnungen. Bei
Bundesautobahnen und Bundesschnellstraßen sind
alle Anschlußstellen und die Zu- und Abfahrts-
straßen, bei Bundesstraßen B alle Ortsgebiete im
Sinne des § 2 Abs. 1 Z. 15 der Straßenverkehrs-
ordnung 1960, BGBl. Nr. 159, angegeben):
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Moser

386 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
27. Juni 1974 über den Befähigungsnachweis
für das konzessionierte Gewerbe der Zünd-

warenerzeugung

Auf Grund des § 22 Abs. 3 und des § 144 der
Gewerbeordnung 1973, BGBl. Nr. 50/1974, wird
verordnet:

§ 1. Die Befähigung für das konzessionierte
Gewerbe der Zündwarenerzeugung (§ 143 GewO
1973) ist nachzuweisen durch:

1. Zeugnisse

a) über die erfolgreich abgelegte Lehrab-
schlußprüfung im Lehrberuf Chemielabo-
rant oder im Lehrberuf Chemiewerker
oder über eine andere als in der Z. 2 lit. a
angeführte schulmäßige Ausbildung, durch
die eine der angeführten Lehrabschluß-
prüfungen auf Grund von Vorschriften ge-
mäß § 28 des Berufsausbildungsgesetzes,
BGBl. Nr. 142/1969, ersetzt wird, und

b) über eine mindestens zweijährige fachliche
Tätigkeit im Gewerbe der Zündwaren-
erzeugung oder über eine jeweils min-
destens einjährige fachliche Tätigkeit im
Gewerbe der Zündwarenerzeugung und in
einem diesem Gewerbe fachlich nahestehen-
den Berufszweig

oder

2. Zeugnisse

a) über den erfolgreichen Besuch der Studien-
richtung einer Hochschule, durch die eine
der in der Z. 1 angeführten Lehrabschluß-
prüfungen auf Grund von Vorschriften ge-
mäß § 28 des Berufsausbildungsgesetzes er-
setzt wird oder über den erfolgreichen Be-
such einer" Höheren Lehranstalt für Tech-
nische Chemie oder eines Kollegs für Tech-
nische Chemie, und

b) über eine mindestens einjährige fachliche
Tätigkeit im Gewerbe der Zündwaren-
erzeugung.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. August 1974
in Kraft.

Staribacher

387 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 27. Juni
1974 über den Befähigungsnachweis für die
Gastgewerbe (Gastgewerbe-Befähigungsnach-

weisverordnung)

Auf Grund des § 22 Abs. 3 und 8, des § 193
Abs. 1 Z. 1 und des § 351 Abs. 5 der Gewerbe-
ordnung 1973, BGBl. Nr. 50/1974, wird ver-
ordnet:

Arten des Nachweises der Befähigung für die
Gastgewerbe

§ 1. Die gemäß § 193 Abs. 1 Z. 1 GewO 1973
vorgeschriebene Befähigung für die konzessio-
nierten Gastgewerbe (§ 139 GewO 1973) ist
nachzuweisen durch

1. Zeugnisse

a) über den erfolgreichen Besuch einer Höhe-
ren Lehranstalt für Fremdenverkehrs-
berufe, einer Sonderform einer solchen
Lehranstalt, des zweijährigen Hotelfach-
lehrganges für Maturanten der Kammer
der gewerblichen Wirtschaft für Wien oder
des viersemestrigen Österreichischen Hoch-
schullehrganges für Fremdenverkehr an der
Hochschule für Welthandel in Wien und

b) über eine nachfolgende mindestens zwei-
jährige fachliche Tätigkeit in einem Gast-
gewerbe

oder

2. das Zeugnis über die erfolgreich abgelegte
Konzessionsprüfung (§§ 2 bis 9).

Gegenstände der Konzessionsprüfung

§ 2. (1) Die Konzessionsprüfung besteht aus
einer schriftlichen und einer mündlichen Prü-
fung. Der Zeitraum zwischen dem Ende der
schriftlichen und dem Beginn der mündlichen
Prüfung darf zwei Stunden nicht unterschreiten
und eine Woche nicht überschreiten.

(2) Die schriftliche Prüfung hat sich auf die
für die selbständige Ausübung eines Gastgewer-
bes notwendigen betriebswirtschaftlichen Kennt-
nisse zu erstrecken. Die Prüfungsaufgaben haben
zumindest je zwei Aufgaben aus dem Gebiet
der Buchhaltung, der Lohnverrechnung und der
Kalkulation einschließlich der Preisrechnung zu
enthalten. Insgesamt sind acht Prüfungsaufgaben
zu stellen, deren Erledigung vom Prüfling in
drei Stunden erwartet werden kann; die Prüfung
ist nach vier Stunden zu beenden.

(3) Die mündliche Prüfung hat sich auf die
für die selbständige Ausübung eines Gastgewer-
bes notwendigen beruflich-fachlichen Kenntnisse
(Abs. 4), rechtlichen Kenntnisse (Abs. 5) sowie
technischen und hygienischen Kenntnisse (Abs. 6)
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zu erstrecken. Die Dauer der mündlichen Prü-
fung soll zwanzig Minuten nicht unterschreiten
und vierzig Minuten nicht überschreiten.

(4) Hinsichtlich der beruflich-fachlichen Kennt-
nisse sind dem Prüfling Fragen aus den Gebieten
der Küchenkunde, der Servierkunde, der Ge-
tränkekunde und der Lebensmittelkunde zu stel-
len.

(5) Hinsichtlich der rechtlichen Kenntnisse sind
dem Prüfling Fragen über das Steuerrecht, aus
dem Arbeitsrecht einschließlich der Kollektiv-
verträge, aus dem Gewerberecht einschließlich
der Organisation der Kammern der gewerblichen
Wirtschaft, aus dem Berufsausbildungsrecht, aus
dem Sozialversicherungsrecht, aus dem Melde-
gesetz sowie über Grundsätze des Handelsrech-
tes, des bürgerlichen Rechtes und des Wett-
bewerbsrechtes zu stellen.

(6) Hinsichtlich der technischen und hygieni-
schen Kenntnisse sind dem Prüfling Fragen über
Maßnahmen der Unfallverhütung, über Arbeits-
hygiene und über Lebensmittelhygiene zu stel-
len.

Prüfungskommission

§ 3. (1) Von den beiden Mitgliedern der Prü-
fungskommission, die ein Gastgewerbe als Ge-
werbeinhaber oder Pächter ausüben oder in
einem Gastgewerbe als Geschäftsführer oder
Filialgeschäftsführer tätig sind (§ 351 Abs. 2
GewO 1973), muß das eine auch die Konzession
mit der Berechtigung gemäß § 189 Abs. 1 Z. 1
GewO 1973 und das andere auch die Konzession
mit der Berechtigung gemäß § 189 Abs. 1 Z. 2
GewO 1973 ausüben.

(2) Die Zahl der anderen Fachleute der Prü-
fungskommission (§ 351 Abs. 2 GewO 1973)
beträgt zwei. Eine dieser Personen muß in einem
Beruf tätig sein, für dessen Ausübung einschlä-
gige Kenntnisse auf dem Gebiete der Rechts-
kunde notwendig sind. Die andere Person muß
in einem Beruf tätig sein, für dessen Ausübung
einschlägige Kenntnisse auf dem Gebiete der Be-
triebswirtschaftslehre notwendig sind. Erfüllt
einer dieser beiden Fachleute die Voraussetzun-
gen des § 351 Abs. 2 zweiter Halbsatz GewO
1973, so darf er zum Vorsitzenden der Prüfungs-
kommission bestellt werden.

Prüfungstermin

§ 4. Der Landeshauptmann hat in jedem Jahr
mindestens drei Termine für die Abhaltung der
Konzessionsprüfung festzulegen und zu veran-
lassen, daß diese Termine spätestens drei Monate
vor Beginn der Konzessionsprüfung im Amts-
blatt des Amtes der Landesregierung und im
Mitteilungsblatt der für seinen Bereich zustän-
digen Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft
verlautbart werden.

Voraussetzungen für die Zulassung zur Konzes-
sionsprüfung

§ 5. Zur Konzessionsprüfung ist zuzulassen,
wer

1. die Lehrabschlußprüfung in den Lehrberu-
fen Hotel- und Gastgewerbeassistent, Kell-
ner oder Koch bestanden hat oder den
erfolgreichen Besuch einer Schule, durch den
die Lehrabschlußprüfung in einem dieser
Lehrberufe ersetzt wird, sowie eine nach-
folgende mindestens zweijährige fachliche
Tätigkeit in einem Gastgewerbebetrieb
nachweist, oder

2. nach gleichzeitiger Ausbildung in den Lehr-
berufen Kellner und Koch die erfolgreiche
Ablegung der Lehrabschlußprüfungen in die-
sen Lehrberufen oder den erfolgreichen Be-
such einer Schule, durch den die Lehr-
abschlußprüfungen für die Lehrberufe Kell-
ner und Koch ersetzt werden, sowie eine
nachfolgende mindestens einjährige fachliche
Tätigkeit in einem Gastgewerbebetrieb
nachweist, oder

3. den erfolgreichen Besuch einer Höheren
Lehranstalt für Fremdenverkehrsberufe,
einer Sonderform einer solchen Lehranstalt,
des zweijährigen Hotelfachlehrganges für
Maturanten der Kammer der gewerblichen
Wirtschaft für Wien oder des viersemestri-
gen Österreichischen Hochschullehrganges
für Fremdenverkehr an der Hochschule für
Welthandel in Wien sowie eine nachfolgende
mindestens einjährige fachliche Tätigkeit in
einem Gastgewerbebetrieb nachweist, oder

4. die erfolgreiche Ablegung der Meisterprü-
fung für das Bäcker-, Fleischer- oder Kon-
ditorhandwerk und eine mindestens zwei-
jährige fachliche Tätigkeit in einem Gast-
gewerbebetrieb oder in einem Gewerbe-
betrieb, in dem die Rechte gemäß § 95,
§ 96 Abs. 1 und 2, § 97 Abs. 1 oder § 129
GewO 1973 tatsächlich ausgeübt worden
sind, nachweist, oder

5. die erfolgreiche Ablegung der Meisterprü-
fung für das Bäcker-, Fleischer- oder Kondi-
torhandwerk nachweist und bei der Aus-
übung dieser Handwerke als Gewerbeinhaber
oder Pächter oder bei seiner Tätigkeit in
diesen Handwerken als Geschäftsführer oder
Filialgeschäftsführer die den Bäckern gemäß
§ 95 GewO 1973, den Fleischern gemäß § 96
Abs. 1 und 2 GewO 1973 oder den Kondi-
toren gemäß § 97 Abs. 1 GewO 1973 ein-
geräumten Rechte durch mindestens zwei
Jahre tatsächlich ausgeübt hat, oder

6. die Befähigung für den Handel mit Lebens-
mitteln nachweist und bei der Ausübung
des Kleinhandels mit Lebensmitteln als Ge-
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werbeinhaber oder Pächter oder bei seiner
Tätigkeit im Kleinhandel mit Lebensmitteln
als Geschäftsführer oder Filialgeschäftsführer
die den Kleinhändlern mit Lebensmitteln
gemäß § 116 Abs. 1 und 2 GewO 1973 ein-
geräumten Rechte durch mindestens zwei
Jahre tatsächlich ausgeübt hat, oder

7. ein Gastgewerbe als Gewerbeinhaber oder
Pächter ausübt oder ausgeübt hat oder im
Gastgewerbe als Geschäftsführer oder Filial-
geschäftsführer tätig ist oder war und gemäß
§ 17 Abs. 1 GewO 1973 nicht vom Nach-
weis der Befähigung befreit ist, weil das
Gastgewerbe, das er in Hinkunft als Ge-
werbeinhaber oder Pächter ausüben oder in
dem er in Hinkunft als Geschäftsführer oder
Filialgeschäftsführer tätig sein soll, erwei-
terte Berechtigungen gemäß § 189 Abs. 1
GewO 1973 umfaßt, oder

8. eine mindestens sechsjährige fachliche Tätig-
keit in einem Gastgewerbebetrieb nachweist;
auf diese fachliche Tätigkeit ist die im Rah-
men der häuslichen Nebenbeschäftigung aus-
geübte Privatzimmervermietung voll anzu-
rechnen.

Ansuchen um Zulassung zur Konzessionsprüfung

§ 6. (1) Das Ansuchen um Zulassung zur Kon-
zessionsprüfung hat der Prüfungswerber späte-
stens sechs Wochen vor dem festgelegten Prü-
fungstermin (§ 4) beim Landeshauptmann ein-
zubringen.

(2) Dem Ansuchen um Zulassung zur Konzes-
sionsprüfung sind anzuschließen:

1. die dem Nachweis des Vor- und Familien-
namens dienenden Urkunden,

2. die zum Nachweis der Erfüllung der Vor-
aussetzungen für die Zulassung erforder-
lichen Belege und

3. der Nachweis über die Entrichtung der Prü-
fungsgebühr.

Ladung zur Konzessionsprüfung

§ 7. Wenn der Prüfungswerber zur Konzes-
sionsprüfung zugelassen worden ist, ist er min-
destens drei Wochen vor dem Prüfungstermin
zur Konzessionsprüfung zu laden. In der Ladung
sind dem Prüfungswerber Zeit und Ort der Kon-
zessionsprüfung, die Gegenstände der schrift-
lichen und der mündlichen Prüfung (§ 2 Abs. 2
bis 6) sowie jene Unterlagen und Hilfsmittel,
die er für die schriftliche Prüfung mitzubringen
hat, bekanntzugeben.

Prüfungsgebühr

§ 8. (1) Der Prüfungswerber hat als Kosten-
beitrag zur Durchführung der Konzessionsprü-
fung eine Prüfungsgebühr von 500 S an den Lan-

deshauptmann zu entrichten. Wenn der Prü-
fungswerber die Prüfungsgebühr selbst zu tragen
hat und nachweist, daß die Entrichtung der Prü-
fungsgebühr in der angeführten Höhe wegen
seiner Einkommensverhältnisse oder Sorgepflich-
ten eine erhebliche wirtschaftliche Härte dar-
stellt, beträgt die Prüfungsgebühr 200 S.

(2) Zur Bezahlung der Entschädigung an die
Mitglieder der Prüfungskommission hat der
Landeshauptmann neun Zehntel der Prüfungs-
gebühr auf die Mitglieder der Prüfungskommis-
sion zu gleichen Teilen aufzuteilen. Das verblei-
bende Zehntel der Prüfungsgebühr ist zur Ab-
deckung des durch die Abhaltung der Konzes-
sionsprüfung entstandenen sonstigen besonderen
Verwaltungsaufwandes zu verwenden.

(3) Die Prüfungsgebühr ist dem Prüfungswer-
ber vom Landeshauptmann zur Gänze zurück-
zuerstatten, wenn der Prüfungswerber

1. zur Konzessionsprüfung nicht zugelassen
wird,

2. spätestens zehn Tage vor dem Prüfungster-
min die Bekanntgabe, vom Prüfungstermin
zurückzutreten, eingeschrieben zur Post gibt,
oder

3. nachweist, daß er an der termingemäßen
Ablegung der Konzessionsprüfung ohne sein
Verschulden verhindert war.

Zeugnis

§ 9. Auf Grund des Beschlusses der Prüfungs-
kommission hat der Landeshauptmann dem Ge-
prüften über die bestandene Konzessionsprüfung
ein Zeugnis entsprechend der Anlage zu dieser
Verordnung auszustellen (§ 350 Abs. 6 GewO
1973).

Übergangsbestimmungen

§ 10. (1) Diese Verordnung ist auf bis späte-
stens 30. April 1974 eingebrachte Konzessions-
ansuchen nicht anzuwenden, wenn für die Ertei-
lung der angestrebten Konzession gemäß der
Verordnung des Bundesministeriums für Handel
und Wiederaufbau vom 3. Mai 1955, BGBl.
Nr. 109, über den Befähigungsnachweis für be-
stimmte Gast- und Schankgewerbe in der Fassung
der Verordnung BGBl. Nr. 74/1964 kein Nach-
weis der Befähigung vorgeschrieben war.

(2) Personen, die bis spätestens 31. Juli 1976
ein Ansuchen um die Erteilung einer Konzession
für ein Gastgewerbe, für deren Erteilung gemäß
der im Abs. 1 genannten Verordnung der Nach-
weis der Befähigung vorgeschrieben war, ein-
bringen, erbringen den Befähigungsnachweis,
wenn sie die in der im Abs. 1 genannten Ver-
ordnung vorgeschriebene Befähigung nachweisen.
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(3) Personen, die bis spätestens 31. Juli 1976
ein Ansuchen um die Erteilung einer Konzession
für ein Gastgewerbe, für das gemäß der im Abs. 1
genannten Verordnung kein Befähigungsnach-
weis vorgeschrieben war, einbringen, erbringen
den Befähigungsnachweis für ein solches Gast-
gewerbe, wenn sie im Zeitpunkte des Inkraft-
tretens dieser Verordnung eine mindestens drei-
jährige fachliche Tätigkeit in einem Gastgewerbe-
betrieb durch Zeugnisse oder eine mindestens
dreijährige selbständige Tätigkeit im Gastgewerbe
nachweisen können.

(4) Personen, die bis spätestens 31. Juli 1980
ein Ansuchen um die Erteilung einer Konzession
für ein Gastgewerbe in der Betriebsart einer
Kaffeekonditorei oder eines Eissalons einbrin-
gen, erbringen den Befähigungsnachweis für ein
solches Gastgewerbe, wenn sie die erfolgreiche
Ablegung der Meisterprüfung für das Konditor-
handwerk nachweisen.

(5) Auf Ansuchen um die Genehmigung der
Bestellung eines Geschäftsführers oder Filial-
geschäftsführers oder um die Genehmigung der

Übertragung der Ausübung eines Gastgewerbes
an einen Pächter sind die Abs. 1 bis 4 sinngemäß
anzuwenden.

(6) Der Landeshauptmann hat den ersten Ter-
min für die Abhaltung der Konzessionsprüfung
so festzulegen, daß die erste Konzessionsprüfung
im Jahre 1974 abgehalten werden kann.

Schlußbestimmungen

§ 11. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. August
1974 in Kraft.

(2) Die durch § 376 Z. 30 im Zusammenhalt
mit § 374 Abs. 1 Z. 97 GewO 1973 aufrecht
erhaltenen Bestimmungen der Verordnung des
Bundesministeriums für Handel und Wiederauf-
bau vom 3. Mai 1955, BGBl. Nr. 109, über
den Befähigungsnachweis für bestimmte Gast-
und Schankgewerbe in der Fassung der Verord-
nung BGBl. Nr. 74/1964 treten gemäß § 376
Z. 30 GewO 1973 mit Ablauf des 31. Juli 1974
außer Kraft.

Staribacher
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Anlage

zu § 9
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3 8 8 . Verordnung des Bundesministers für
Auswärtige Angelegenheiten vom 3. Juli
1974, mit der dem Bundesministerium für
Finanzen gemäß § 15 des Bundesministerien-
gesetzes 1973 gewisse Ermächtigungen erteilt

werden

Auf Grund des § 15 Abs. 1 und 2 des Bundes-
ministeriengesetzes 1973, BGBl. Nr. 389, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen verordnet:

§ 1. (1) Das Bundesministerium für Finanzen
wird ermächtigt, soweit dadurch weder völker-
rechtliche noch außenpolitische Fragen berührt
werden und soweit staatsvertragliche Regelungen
dem nicht entgegenstehen, sowie unter Beachtung
des § 15 Abs. 3 des Bundesministeriengesetzes
1973

1. zur Verhandlung von Staatsverträgen
a) zur Vermeidung der Doppelbesteuerung,
b) zur Regelung der Angelegenheiten auf

dem Gebiet des Zoll-, Monopol- und
sonstigen Eingangsabgabenwesens und

c) über die Rechts- und Amtshilfe in Ab-
gaben-, Zoll- und Monopolangelegen-
heiten sowie im Verwaltungsstrafver-
fahren in diesen Angelegenheiten;

2. zum Schriftverkehr mit ausländischen Staa-
ten in den in Z. 1 aufgezählten Angelegen-
heiten sowie in Angelegenheiten des Pen-
sionsrechts öffentlich Bediensteter.

(2) Zu den Angelegenheiten des Abs. 1 gehö-
ren nicht die Angelegenheiten der wirtschaft-
lichen Integration des Europarates und der Ver-
einten Nationen einschließlich UNCTAD und

ECE, ausgenommen aber zollrechtliche Ange-
legenheiten der ECE.

§ 2. (1) Die in § 1 ausgesprochene Ermächti-
gung wird unter folgenden Bedingungen erteilt:

1. Vor der Aufnahme von Verhandlungen von
Staatsverträgen ist das Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Auswärtige
Angelegenheiten herzustellen und die Ver-
handlungen sind im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten zu führen.

2. Dem Bundesministerium für Auswärtige
Angelegenheiten ist Gelegenheit zu geben,
sich jederzeit an Verhandlungen von Staats-
verträgen durch Entsendung eines Mitgliedes
in die österreichische Verhandlungsdelegation
zu beteiligen.

3. Der in § 1 Z. 2 erwähnte Schriftverkehr mit
ausländischen Staaten ist, soweit Absender
oder Empfänger im Ausland ein Außen-
ministerium oder ein Regierungsoberhaupt
ist, im Wege des Bundesministeriums für
Auswärtige Angelegenheiten zu führen. Dies
gilt jedoch nicht für den Schriftverkehr
in Angelegenheiten des Pensionsrechts
öffentlich Bediensteter.

(2) Die Bestimmung des § 1 hindert nicht,
daß sich das Bundesministerium für Auswärtige
Angelegenheiten, soweit sich dies aus außenpoli-
tischen Gründen als notwendig erweist, im Ein-
zelfall die Verhandlung von Staatsverträgen oder
den Schriftverkehr mit ausländischen Staaten
vorbehält. In diesem Fall ist das Bundesministe-
rium für Finanzen rechtzeitig schriftlich zu ver-
ständigen.

Kirchschläger

389 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 28. Juni 1974 betreffend die Mitteilung
des Exekutivdirektors vom 12. Dezember 1973 über die Bestimmung zusätzlicher Werte
von Kakao-Ausfuhrmarken gemäß Regel 13 lit. g der Wirtschaftlichen und Kontroll-

regeln *) des Internationalen Kakao-Übereinkommens 1972

(Übersetzung)

Am 12. Dezember 1973 hat der Exekutiv-
direktor gemäß Regel 13 lit. g der Wirtschaft-
lichen und Kontrollregeln des Internationalen
Kakao-Übereinkommens 1972 zwei zusätzliche
Werte — 200 kg und 2000 kg — von Kakao-
Ausfuhrmarken, „C 1" Kakao-Ausfuhrmarken,
„C 2" Kakao-Ausfuhrmarken und Marken für
die Teilung von Sendungen bestimmt.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 503/1973.

Kreisky
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390. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 4. Juli 1974 betreffend den Beitritt
Dahomeys zum Übereinkommen vom
10. Juni 1958 über die Anerkennung und

Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen ist Dahomey mit Wirksamkeit
vom 14. August 1974 Vertragsstaat des Überein-
kommens über die Anerkennung und Voll-
streckung ausländischer Schiedssprüche (BGBl.
Nr. 200/1961, letzte Kundmachung betreffend
den Geltungsbereich BGBl. Nr. 212/1973).

Kreisky

3 9 1 . Kundmachung des Bundesministers
für Finanzen vom 10. Juli 1974, mit der die
Salinenarbeiter-Lohnordnung 1968 abge-
ändert wird (1. Salinenarbeiter-Kund-

machung 1974)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 10. Juli 1974 (Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird kundge-
macht:

Artikel I

1. Die Lohntafel (Anlage zur Salinenarbeiter-
Lohnordnung 1968, BGBl. Nr. 264, in der Fas-
sung der 1. Salinenarbeiter-Kundmachung 1973,
BGBl. Nr. 295) hat zu lauten:

2. Die in Z. 1 enthaltenen Lohnsätze sind auf
Dienstleistungen anzuwenden, die nach dem
30. Juni 1974 erbracht werden. Vor dem 1. Juli
1974 geleistete Dienste sind nach der Lohntafel
in der Fassung der 1. Salinenarbeiter-Kundma-
chung 1973, BGBl. Nr. 295, abzugelten.

3. Den Salinenarbeitern, die sich in den Lohn-
stufen 1 und 2 befinden, gebührt für die Zeit ab
1. Oktober 1973 eine Ergänzungszulage auf den
Lohn, der ihnen nach der Lohnstufe 3 jeweils
gebühren würde.

Artikel II

Auf die Lohnansprüche der Salinenarbeiter für
die Zeit ab 1. Juli 1974 ist ferner § 3 der Teue-
rungszulagenverordnung 1974, BGBl. Nr. 147,
sinngemäß anzuwenden.

Artikel III

Die Bestimmung des Art. I Z. 3 tritt mit
1. Oktober 1973, die übrigen Bestimmungen tre-
ten mit 1. Juli 1974 in Kraft.

Androsch
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